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II. Weitere Gerichtspersonen. 1. Rechtspfleger. Er unterfällt nicht der Norm. Gleichwohl finden über
§ 10 RPflG die Vorschriften über die Ausschließung und Ablehnung von Richtern auf ihn Anwendung, so-
weit er in dem ihm durch das RPflG zugewiesenen Aufgabenkreis tätig wird. Für die Ablehnung wegen der
Besorgnis der Befangenheit sind die gleichen Maßstäbe anzusetzen wie beim Richter (Zö/Vollkomme § 49
Rn 3). Auch der Rechtspfleger kann ein Gesuch als rechtmissbräuchlich verwerfen (BGH NJW-RR 05,
1226) oder nicht bescheiden (§ 6 Rz 4) oder gem § 45 II 2 für begründet erklären. Ansonsten entscheidet
gem § 10 S 2 RpflG der Richter. Dieser bestimmt sich aus § 28 RPflG. Beim Amtsgericht sollte dieses durch
die Geschäftsverteilung zur Zuständigkeit des »anderen Richters« iSd § 45 II 1 führen, da dieser idR über
mehr Erfahrung verfügt. Gegen dessen Entscheidung ist die sofortige Beschwerde gem § 45 II statthaft.

2. Gerichtsvollzieher. Er kann nur gem § 155 GVG ausgeschlossen sein, nicht wegen Befangenheit abge-
lehnt werden (BVerfG NJW-RR 05, 365; BGH NJW-RR 05, 149). Die Gegenmeinung (MüKoGVG/Wolf
§ 155 Rn 6) übersieht, dass durch die Sonderregelung des § 155 GVG die Hinderung eines Gerichtsvollzie-
hers abschließend geregelt ist.

Abschnitt 2 Parteien

Titel 1 Parteifähigkeit; Prozessfähigkeit

§ 50 ZPO Parteifähigkeit. (1) Parteifähig ist, wer rechtsfähig ist.
(2) Ein Verein, der nicht rechtsfähig ist, kann klagen und verklagt werden; in dem Rechtsstreit hat der
Verein die Stellung eines rechtsfähigen Vereins.
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A. Die Parteien. Die Parteieigenschaft ist ein Schlüsselbegriff des Prozessrechts; sie hat Bedeutung für Ge-
richtsstand, Prozesskostenhilfe, Rechtshängigkeit, Zustellung, Richterausschluss und -ablehnung, Verfah-
rensunterbrechung, Beweisverfahren, Rechtskraft und Zwangsvollstreckung. Die Partei ist Trägerin des Pro-
zessrechtsverhältnisses und kann darum weder die Funktion eines Zeugen noch eines Nebenintervenienten
einnehmen. Die Rechtsstellung der Parteien ist formell gleichartig, weil sie über identische prozessuale
Rechte, etwa den Anspruch auf Gewährung rechtlichen Gehörs (Art 103 I GG), verfügen. In materieller
Hinsicht ist ihre Rechtsstellung unterschiedlich ausgestaltet, weil der Kl schlimmstenfalls mit der Folge der
Kostentragung unterliegen, der Beklagte indes über die Kostenpflicht hinaus zu einer Leistung an den Kl
verurteilt werden kann.

I. Parteibegriff. Die ZPO geht vom formellen Parteibegriff aus: Partei ist, wer als (natürliche oder juristi-
sche) Person im eigenen Namen vor den staatlichen Gerichten Rechtsschutz begehrt (Kl), sowie derjenige,
gegen den Rechtsschutz (Bekl) begehrt wird (BGHZ 4, 328, 334 = NJW 52, 545). Maßgeblich ist allein, wer
in der Klageschrift als Kl und Bekl bezeichnet und wem in der Eigenschaft als Bekl die Klage zugestellt wird.
Der Parteibegriff ist vom materiellen Recht abgekoppelt. Es spielt abw vom materiellen Parteibegriff keine
Rolle, ob der Kl Inhaber des Anspruchs und der Beklagte tatsächlich Schuldner ist. Kl kann sein, wem das
Eigentum an der herausverlangten Sache (§ 985 BGB) nicht zusteht, Bekl, wer sich nicht im Besitz der Sa-
che (§ 854 BGB) befindet. In beiden Fällen ist die zulässige Klage unbegründet. Weder ein Bevollmächtigter
noch ein gesetzlicher Vertreter ist mangels Prozessführung im eigenen Namen Partei, wohl aber die Partei
kraft Amtes. Die Parteien werden im Erkenntnisverfahren als Kl und Bekl, im Scheidungs- (§§ 606 ff) und
Mahnverfahren (§ 688) als Antragsteller und Antragsgegner und im Zwangsvollstreckungsverfahren als
Gläubiger und Schuldner bezeichnet.

II. Zweiparteienprinzip (Verbot des Insichprozesses). Der Zivilprozess lebt vom Parteiengegensatz, also
einer Konstellation, in der sich zwei Parteien als Angreifer und Verteidiger gegenüberstehen. Darum endet
ein Prozess, nachdem sich kraft Erbgangs in einer Person die Parteistellung von Kl und Beklagtem vereinigt
(BGH NJW-RR 99, 1152; FamRZ 11, 288 Rn 7 ff). Wegen des notwendigen Interessengegensatzes müssen
Kl und Bekl personenverschieden sein, was die Möglichkeit eines Insichprozesses, etwa die Klage einer fis-
kalischen Stelle des Staates gegen eine andere, verbietet. Organstreitigkeiten innerhalb einer juristischen
Person sind unter einschränkenden Voraussetzungen zulässig (BGH NJW 08, 69, 74; Zö/Vollkommer Vor
§ 50 Rn 1). Eine nicht rechtsfähige, aber parteifähige Untergliederung eines Vereins kann gegen den rechts-
fähigen Verein klagen (BGH NJW 08, 69, 74). Unschädlich ist es, wenn die Partei Gesellschafter der partei-
fähigen Gegenpartei ist. Allerdings kann eine KG im Rechtsstreit gegen ihren Komplementär nicht von die-
sem vertreten werden (BGH ZIP 10, 2345 Rn 11). An einem Prozess sind stets zwei Personen – nicht mehr
und nicht weniger – beteiligt. Zwar können auf jeder Parteiseite mehrere Personen als Streitgenossen (§§ 59
bis 63) involviert sein. In diesem Fall steht aber jeder Streitgenosse in einem eigenen Rechtsverhältnis zu
der Gegenseite, so dass der Grundsatz des Zweiparteienprozesses nicht berührt wird. Tatsächlich werden
iRe Streitgenossenschaft lediglich mehrere Parallelprozesse zu gemeinsamer Verhandlung und Entscheidung
zusammengefaßt (MüKoZPO/Lindacher Vor § 50 Rn 9). Dritte, die aus eigenem Antrieb oder auf eine
Streitverkündung als Nebenintervenient dem Rechtsstreit beitreten (§§ 66 ff), sind nicht Partei und ver-
fügen über weitaus geschmälerte prozessuale Befugnisse. Wird die Partei eines Rechtsstreits Alleinerbin ih-
res Gegners, endet das Verfahren wegen des Verbots des Insichprozesses in der Hauptsache, ohne dass eine
Kostenentscheidung nach § 91a ZPO erfolgt (BGH RR 11, 487 Rn 7 ff).

B. Bestimmung der Partei. Die Parteien müssen durch die Klage genau bestimmt werden. Es obliegt dem
Kl als Antragsteller, in der Klageschrift (§ 253 II Nr 1) die Parteien hinreichend zu individualisieren (vgl
auch § 130 Nr 1, 690 I Nr 1, 313 I Nr 1; 750 I).
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I. Auslegung. Die durch die Klageschrift erfolgte Bestimmung des Beklagten ist auslegungsfähig (BGHZ 4,
328, 334; BGH NJW-RR 04, 501; NJW 99, 1871). Eine Klarstellung kann auch noch im Laufe des Prozesses
stattfinden (BGH NJW 81, 1453 f). Maßgeblich ist, wie die Bezeichnung bei objektiver Deutung aus der
Sicht der Empfänger (Gegenpartei und Gericht) zu verstehen ist (BGH NJW 87, 1946 f). Bei der Auslegung
ist von der äußeren Bezeichnung nach Name, Beruf und Anschrift auszugehen. Ferner ist alles sonstige, der
Gegenseite und dem Gericht bekannte Vorbringen zu berücksichtigen, etwa die Angabe eines gesetzlichen
Vertreters oder die Ausführungen zum Klagegrund. Die Auslegung kann auch im Revisionsrechtszug
nachgeholt werden (BAGE 109, 47, 51). Wird eine Firma verklagt, ist deren Inhaber – wobei es auf den
Zeitpunkt der Zustellung ankommt – Partei (Frankf MDR 85, 676). Der unter seiner Firma verklagte Kauf-
mann bleibt Partei, auch wenn nach Rechtshängigkeit der Firmeninhaber wechselt (München NJW 71,
1615). Ergibt sich aus dem Klagevorbringen eindeutig, dass eine Tochtergesellschaft (»W-GmbH«) verklagt
sein soll, ist diese Gesellschaft Beklagte, auch wenn in der Klage versehentlich die Muttergesellschaft
(»W-AK«) als Beklagte bezeichnet wird (BGH NJW-RR 08, 582, 583 Rn 7 ff). Im Falle einer unrichtigen
oder mehrdeutigen Bezeichnung gilt grds die Person als Partei, die erkennbar durch die Parteibezeichnung
gemeint ist (BGH NJW 87, 1946 f; 88, 1585, 1587). Bei einer Klage gegen eine Anwalts-GbR ist im Zweifel
die Sozietät als Partei anzusehen und nicht die angehörenden Anwälte (Karlsr MDR 08, 408). Im Zweifel
will der Kläger seinen Vertragspartner – hier die Bundesrepublik Deutschland – und nicht den für ihn han-
delnden Vertreter – hier die Gebäudemanagement Schleswig-Holstein AöR – in Anspruch nehmen
(Schlesw RR 13, 1151). Unschädlich ist die Verwendung eines Künstler- oder Decknamens statt des bürger-
lichen Namens, die Angabe einer falschen Rechtsform (OHG statt KG, GmbH statt GmbH & Co KG,
GmbH statt GbR, AG statt GmbH, Umwandlung einer Gesellschaft nach Klageinreichung, aber vor Zustel-
lung) wie auch die Bezeichnung als Einzelfirma statt Gesellschaftsfirma oder als GmbH statt des (natürli-
chen) Unternehmensinhabers (BGH NJW-RR 08, 582). Ebenso verhält es sich, falls die Behörde statt des
Fiskus, der Vertreter statt des Vertretenen, die Insolvenzmasse statt der Partei kraft Amtes benannt wird.
Entsprechendes gilt für eine Sachbezeichnung (»Gutsherrschaft«), obwohl der Eigentümer betroffen ist
(BayObLGZ 52, 347). Klagen aus unternehmensbezogenen Rechtsgeschäften oder Rechtshandlungen mit
Unternehmensbezug sind im Zweifel gegen den Unternehmensträger gerichtet. Eine erkennbar fehlerhafte
Parteibezeichnung ist durch eine Parteiberichtigung als klarstellenden Akt in jeder Phase des Verfahrens
zu korrigieren (BGH NJW 03, 1043; 62, 1441 f). Die Parteiberichtigung, die nur bei Wahrung der Identität
zulässig ist, unterscheidet sich grdl von einer Parteiänderung, mit der ein Parteiwechsel verbunden ist. Die
Parteiberichtigung erfolgt nach Urteilserlass durch einen Beschl nach § 319, zuvor im Wege einer prozess-
leitenden Verfügung (Musielak/Weth Rn 9). Der Kl hat, wenn die fehlerhafte Zustellung auf ihn zurückgeht,
die Kosten eines aus dem Rechtsstreit zu entlassenden Scheinbeklagten zu tragen (BGH NJW-RR 08, 582).

II. Fehler bei der Parteibezeichnung. 1. Irrtümliche Inanspruchnahme des falschen Beklagten. Für die
Parteistellung ist allein ausschlaggebend, welche Person von dem Kl in der Klageschrift als Bekl benannt
wird. Wegen des formellen Parteibegriffs ist es ohne Bedeutung, ob es sich bei dem Beklagten tatsächlich
um den materiell Verpflichteten handelt. Die von dem Kläger – gleich ob infolge eines Versehens oder einer
Unsicherheit über die Person des Schuldners – individualisierte ist die »richtige« Partei, selbst wenn sie
nach dem einschlägigen Sachrecht keine Verpflichtung trifft. Aufgrund des in der Klageschrift manifestier-
ten Willens des Klägers wird also auch der Beklagte, der dem Kl nichts schuldet, Partei; ihm fehlt aber die
Passivlegitimation, so dass die Klage als unbegründet abzuweisen ist (BGH NJW 87, 1946 f). Zur Vermei-
dung einer Abweisung kann der Kl die Klage zurücknehmen; ferner ist an einen gewillkürten Parteiwechsel
zu denken. Hingegen scheidet eine einseitige Erledigungserklärung aus, weil die Klage von Anfang an unbe-
gründet war. Auch eine Parteiberichtigung kommt, weil sie zu einer Änderung der Parteiidentität führen
würde, nicht in Betracht. Die im Prozess unterlegene falsche Partei ist stets zur Rechtsmitteleinlegung be-
rechtigt (BGH NJW-RR 05, 118).

2. Zustellung an Nichtbeklagten. Die Klage kann nach dem Inhalt der Klageschrift gegen den »richtigen«
Beklagten als wahren Schuldner gerichtet sein, aber versehentlich einem Dritten – etwa einem Namensvet-
ter (plastisch Saarbr OLGR 97, 253) – zugestellt werden. In dieser Konstellation wird niemand Partei: Dies
folgt für den Zustellungsempfänger daraus, dass er nach dem erkennbaren Willen des Klägers nicht Partei
werden sollte und die Zustellung nicht die Funktion hat, den Beklagten zu bestimmen, sondern ihn zwecks
Übermittlung der Klageschrift anzutreffen. Die in der Klageschrift als Bekl bezeichnete Person wird eben-
falls nicht Partei, weil es ihr ggü an einer wirksamen Zustellung fehlt (BGH NJW 94, 3232 f; NJW-RR 95,
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764 f). Der Zustellungsempfänger ist als Scheinbeklagter (Hamm NJW-RR 99, 217) zur Geltendmachung
dieses Fehlers im Rechtsstreit berechtigt. Räumt der Kl die Fehlzustellung ein, kann der Scheinbeklagte, der
als Außenstehender keinem Anwaltszwang unterliegt, beantragen, durch Beschl – nicht Urt (BGH NJW-RR
08, 582, 583 Rn 15) – aus dem Prozess entlassen zu werden und die ihm entstandenen Kosten dem Kl, so-
fern dieser die falsche Zustellung zurechenbar veranlasst hat, aufzuerlegen (BGH NJW-RR 95, 764 f; Stuttg
NJW-RR 99, 216). Dabei beschränkt sich der Erstattungsanspruch auf die Kosten, die zur Geltendmachung
der fehlenden Parteistellung notwendig waren (München JurBüro 10, 144). Ist bereits ein Titel ergangen,
kann der Scheinbeklagte die dagegen eröffneten Rechtsmittel einlegen (BGH NJW-RR 95, 764 f; Saarbr
OLGR 97, 253), was hier wegen der erstrebten Sachentscheidung die Einschaltung eines Anwalts (§ 78 I) er-
fordert. Den Zustellungsempfänger kann der Kläger – was bei einer Rechtsnachfolge sachgerecht erschiene
– durch eine ausdrückliche Erklärung zum Beklagten bestimmen (BGH NJW 94, 3232 f). Zwecks Einlei-
tung des Rechtsstreits gegen den von dem Kl bezeichneten »richtigen« Beklagten ist eine fehlerfreie Zustel-
lung an diese Person erforderlich, es sei denn, der Zustellungsmangel wird gem § 295 durch rügelose Ein-
lassung geheilt (BGH NJW 94, 3232 f). Für eine Parteiberichtigung ist kein Raum, weil bei einer
Fehlzustellung ein Bekl gar nicht vorhanden ist. Gegen einen Berichtigungsbeschluss kann die Scheinpartei
nach dem Grundsatz der Meistbegünstigung sofortige Beschwerde (§ 319 III) einlegen (Stuttg NJW-RR
99, 216).

3. Identität von Partei und als Partei Auftretendem. Im Parteiprozess hat das Gericht vAw, im Anwalts-
prozess nur auf Rüge (§ 88 II) einer Partei (Nürnbg OLGZ 87, 482, 485; St/J/Bork Vorb Rn 13; Zö/Vollkom-
mer Vor § 50 Rn 10; aA Musielak/Weth Rn 11) Zweifeln nachzugehen, ob die im Verfahren auftretende Per-
son mit der Partei identisch ist. Besteht zwischen den Beteiligten Einvernehmen, dass der Handelnde nicht
mit der Partei identisch ist, sind die von ihm vorgenommenen Prozesshandlungen unbeachtlich. Der Han-
delnde scheidet ohne die Notwendigkeit einer richterlichen Entscheidung aus dem Prozess aus; auf Antrag
kann dies durch einen klarstellenden Beschl verlautbart werden (Musielak/Weth Rn 11). Ein Streit über die
Identität ist durch Zwischenurteil zu entscheiden, das mit der sofortigen Beschwerde anfechtbar ist: Wird
die Identität verneint, ist der Handelnde durch unechtes Zwischenurteil (§ 71) aus dem Prozess zu verwei-
sen. Falls der Handelnde mit der Partei identisch ist, wird dies durch ein echtes Zwischenurteil (§ 303)
festgestellt (Zö/Vollkommer Vor § 50 Rn 10). Prozesshandlungen des fälschlich Auftretenden wirken nicht
zu Lasten der wahren Partei, können von ihr aber genehmigt werden. Ein ohne Aufdeckung der fehlenden
Identität ergangenes Urt erzeugt formelle und materielle Rechtskraft zum Nachteil der richtigen Partei,
kann von ihr aber gem §§ 547 Nr 4, 579 Nr 4 beseitigt werden.

4. Nichtexistente Partei. Die Existenz und damit die Parteifähigkeit jeder an einem Rechtsstreit beteiligten
Partei gehört zu den Prozessvoraussetzungen, deren Mangel das Gericht auch in der Revisionsinstanz vAw
zu berücksichtigen hat und ohne die ein Sachurteil nicht ergehen darf (BGH WM 10, 2380 Rn 16). Eine
Klage ist als unzulässig abzuweisen, wenn die Partei, für oder gegen die geklagt wird, nicht existiert (BGHZ
24, 91, 94). Existiert die klagende Partei nicht, trifft die Kostenlast den, der das Verfahren in Gang gesetzt
hat (BGH NJW 01, 1056, 1060; NJW-RR 99, 1554). Der Kl hat die Kosten zu tragen, wenn der Beklagte
nicht existiert (Stuttg OLGR 05, 525). Eine Zustellung ist ggü einer nichtexistierenden Partei wirkungslos
(BGH NJW 02, 3111). Entsprechend verhält es sich für ein Urt, was durch Rechtsmittel (§§ 547 Nr 4) und
Rechtsbehelfe (579 Nr 4) geklärt werden kann (BGH MDR 59, 121). Die nicht existierende Partei ist als
Beklagte insoweit parteifähig, als sie ihre Nichtexistenz behauptet (BGH NJW 08, 527; 08, 528; NJW-RR
04, 1505 f). In diesem Fall können auch zu ihren Gunsten – faktisch der für sie Auftretenden – Kosten fest-
gesetzt (§§ 103, 104) werden (BGH NJW 08, 527; 08, 528, 529; NJW-RR 04, 1505 f; Saarbr OLGR 02,
259 f). Dagegen ist der nicht existierenden Partei die fiktive Parteifähigkeit zu versagen, wenn sie nur Ein-
wände zur Sache erhebt, aber das Gericht ihre Nichtexistenz feststellt (BGH NJW-RR 04, 1505 f). Behaup-
tet die vorinstanzlich unterlegene Partei ihre Existenz, kann sie mit einem Rechtsmittel neben der Geltend-
machung der Parteifähigkeit (BGH WM 10, 2380 Rn 7) auch ihren materiellen Anspruch verfolgen (BGH
NJW 10, 3100 Rn 9). Bis zur Erledigung des Streits über ihre Existenz ist die Partei als existent zu behan-
deln (BGH WM 10, 2380 Rn 7). Eine Klage gegen eine nicht existierende Partei liegt auch vor, wenn der
Beklagte verstorben oder die beklagte GmbH gelöscht worden ist (Stuttg OLGR 05, 525).

C. Parteifähigkeit. I. Begriff. Die Parteifähigkeit meint die Fähigkeit, zulässigerweise Aktiv- oder Passiv-
objekt eines Prozesses sein zu können, mithin die rechtliche Befugnis, am Urteilsverfahren als Kl oder Bekl,
am Beschlussverfahren als Antragsteller oder Antragsgegner und am Vollstreckungsverfahren als Gläubiger
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oder Schuldner beteiligt zu sein. Parteifähig ist gem § 50 I, wer rechtsfähig ist. Damit beruht das Prozess-
recht auf einem Gleichlauf von Rechtsfähigkeit und Parteifähigkeit (BGHZ 122, 342, 345 = NJW 93,
2307). Im Falle einer Klageerhebung durch einen nicht Parteifähigen sind die Kosten demjenigen aufzubür-
den, der das Verfahren eingeleitet hat (Ddorf MDR 77, 759).

1. Sachurteilsvoraussetzung. Eine Klage ist als unzulässig abzuweisen, wenn dem Kl oder dem Beklagten
die Parteifähigkeit fehlt. Diese Behandlung der Klage zeigt, dass ein nicht rechtsfähiges Gebilde (Pro-
zess-)Partei, nur eben nicht parteifähig ist. Die Parteifähigkeit ist eine in jeder Lage des Verfahrens vAw zu
prüfende, weder Rügeverzicht (§ 295 II) noch Präklusion (BGHZ 159, 94, 98 f = NJW 04, 2523 f) zugäng-
liche Sachurteilsvoraussetzung, so dass ein Sachurteil nur im Falle der Parteifähigkeit von Kl und Beklag-
tem erwirkt werden kann. Die Parteifähigkeit muss spätestens im Zeitpunkt der letzten mündlichen Ver-
handlung – und sei es in der Revisionsinstanz – vorliegen. Darum ist eine Klage auch dann unzulässig,
wenn der Beklagte erst im Laufe des Rechtsstreits – etwa bei Vollbeendigung einer Gesellschaft – die Rechts-
fähigkeit verliert (BGHZ 74, 212, 214 = NJW 79, 1592). Der Kl kann in einer solchen Konstellation einer
Klageabweisung durch einen Erledigungsantrag zuvorkommen (BGH NJW 82, 238). Freilich dürfte, solan-
ge ein Prozess gegen eine Gesellschaft schwebt, wegen der noch nicht abgeschlossenen Schuldenberichti-
gung eine Vollbeendigung ausscheiden (BAG NJW 82, 1831). Der Mangel der Parteifähigkeit kann durch
die im Verfahren rechtsfähig gewordene Partei – noch in der Revisionsinstanz – genehmigt werden (BGHZ
51, 27, 29 = NJW 69, 188). Der Verlust der Parteifähigkeit unterbricht den Rechtsstreit (§ 239), es sei denn,
die Partei ist anwaltlich vertreten (§ 246, BGH NJW-RR 86, 394).

2. Prozesshandlungsvoraussetzung. Die Parteifähigkeit ist neben der Prozessfähigkeit (§ 51) und der
Postulationsfähigkeit, der – in familiengerichtlichen und sonstigen Verfahren ab der Landgerichtsebene An-
wälten vorbehaltenen (§ 78 I, II) – Fähigkeit, rechtswirksam prozessual zu agieren, Prozesshandlungs-
voraussetzung. Fehlt die Parteifähigkeit, sind für oder gegen die Partei vorgenommene Prozesshandlungen
unwirksam, können aber nach Erwerb der Parteifähigkeit von ihr rückwirkend – auch stillschweigend
durch Fortsetzung des Verfahrens – genehmigt werden (BGH NJW 92, 2575). Wird die Genehmigung, die
auch noch in der Revisionsinstanz erteilt werden kann (BGHZ 41, 104, 106 = NJW 64, 1129; BGHZ 51, 27,
29 = NJW 69, 188), aber auch unter den Gesichtspunkt von Treu und Glauben nicht erteilt werden muss
(R/S/G § 43 Rn 41), verweigert, ist die Klage als unzulässig abzuweisen.

3. Streit um Parteifähigkeit. Sofern ein Parteiunfähiger behauptet, parteifähig zu sein, gilt er für die Aus-
einandersetzung über seine Parteifähigkeit als parteifähig (BGH NJW 93, 2942, 2944; 82, 238). Im sog Zu-
lassungsstreit kann der Parteiunfähige einen Anwalt beauftragen und Rechtsmittel gegen eine Entschei-
dung einlegen, die ihm die Parteifähigkeit abspricht (BGHZ 74, 212, 215 = NJW 79, 1592; BGHZ 24, 91,
94 = NJW 57, 989). Ebenso kann er einer auf den Wegfall der Parteifähigkeit gestützten Erledigung wider-
sprechen, um eine Sachentscheidung zu erwirken (BGH NJW-RR 96, 806; 86, 394). Das Gericht kann über
die Parteifähigkeit, falls es sie bejaht, durch Zwischenurteil (§§ 280 II, 303) oder durch Endurteil, was sich
bei einer Verneinung anbietet, befinden. Bestätigt das Rechtsmittelgericht die fehlende Parteifähigkeit, so
ist das Rechtsmittel der nicht rechtsfähigen Partei als unbegründet – nicht etwa unzulässig – zurückzuwei-
sen (BGHZ 74, 212, 215 = NJW 79, 1592; BGHZ 24, 91, 94 = NJW 57, 989). Diese Grundsätze gelten auch
im Streit um die Existenz einer Partei (BGH NJW-RR 04, 1505 f; Saarbr OLGR 02, 259).

II. Natürliche Personen. Alle Menschen sind mit der Vollendung der Geburt (§ 1 BGB) rechtsfähig, sofern
sie in diesem Augenblick gelebt haben, ohne dass es auf eine dauernde Lebensfähigkeit ankommt. Die
Rechtsfähigkeit endet mit dem Tod, bei Verschollenen mit der Todeserklärung. Die Leibesfrucht (nascitu-
rus) genießt keine volle Rechtsfähigkeit, aber vielfach unter der Bedingung einer späteren Lebendgeburt ge-
setzlichen Schutz (§§ 844 II 2, 1594 IV, 1615o I 2, 1712–1714, 1912, 1923 II, 2043, 2108 BGB). Hinsichtlich
dieser Rechte ist dem nasciturus Rechtsfähigkeit zuzubilligen, wobei die Rechte von dem gesetzlichen Ver-
treter, den künftigen Eltern (§ 1912 II BGB) bzw einem Pfleger (§ 1912 I BGB), zu verfolgen sind. Tiere
sind zwar keine Sachen (§ 90a BGB), freilich nicht parteifähig. Die Parteifähigkeit von Ausländern be-
stimmt sich nach dem Heimatrecht (Art 7 RGBGB).

III. Juristische Personen des öffentlichen Rechts. Rechts- und Parteifähigkeit kommt allen Gebietskör-
perschaften des öffentlichen Rechts, der Bundesrepublik Deutschland, den Bundesländern wie auch den
Kommunen (Kreise, Städte und Gemeinden) zu. Entsprechendes gilt für sonstige rechtsfähige Körper-
schaften (Industrie- und Handelskammern, Handwerksinnungen, § 53 HandwO, Kreishandwerkerschaf-
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ten, § 86 ff HandwO, andere berufsständische Kammern etwa der Anwälte, Notare, Ärzte, Tierärzte, Apo-
theker, Jagdgenossenschaften, Universitäten, aber nicht die Universitätsklinik: BGHZ 96, 360, 363; 77, 11,
15), Anstalten (Kreissparkasse: BGHZ 127, 378, 381, Sozialversicherungsträger) und Stiftungen des öffent-
lichen Rechts (Conterganstiftung, Stiftung für HIV-Infizierte). Ein noch im Entstehen befindlicher kom-
munaler Zweckverband kann als GbR oder nicht rechtsfähiger Verein anzusehen sein (BGH NJW 01,
748 f). Rechts- und parteifähig sind auch kirchliche Körperschaften (Art 140 GG, 137 VWRV): Diözese
bzw Bistum (BGHZ 161, 216, 219 f = NJW 05, 978; BGHZ 124, 173, 175 = NJW 94, 245), Heilsarmee
(BGHZ 154, 306, 309), Synagogengemeinde (BVerwG NJW 98, 253). Die Zeugen Jehovas gehören nicht zu
den anerkannten Religionsgesellschaften, können sich aber als eV organisieren (BVerfGE 102, 373, 383). So-
weit juristische Personen des öffentlichen Rechts Träger privater Rechts und Verbindlichkeiten sind, be-
zeichnet man sie als Fiskus. Partei ist stets die jeweilige Gebietskörperschaft, nicht eine einzelne Behörde,
es sei denn, ihr wird kraft besonderer Regelung (§§ 61 Nr 3 VwGO, 63 I FGO, 70 Nr 3 SGG, 10 Nr 3
SGB X) die Parteifähigkeit zuerkannt (BGH NJW-RR 08, 717, 718 Rn 14). Jugendamt und Träger der ge-
setzlichen Rentenversicherung können im familiengerichtlichen Verfahren beteiligt sein.

IV. Juristische Personen des Privatrechts. Rechtsfähige juristische Personen des Privatrechts sind zugleich
parteifähig. Dies sind der Idealverein nach Eintragung (§§ 21, 55 BGB), Vereine mit wirtschaftlicher Ziel-
setzung nach Verleihung der Rechtsfähigkeit (§ 22 BGB), Stiftungen nach Genehmigung (§ 80 BGB), AG
(§ 1 AktG), KGaA (§ 278 AktG), GmbH (§ 13 GmbHG), Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaft (§ 17
GenG) und der Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit (§ 15 VAG). Eine Gesellschaft ist nicht parteifähig,
wenn ihr Gesellschaftsvertrag unwirksam ist, weil der Gesellschaftszweck gegen § 3 und § 2 Abs. 2 Satz 1
Alt. 2 RDG verstößt. Dies ist der Fall, wenn die Gesellschaft zu dem alleinigen Zweck gegründet wurde, als
eigenständiges Geschäft fremde oder auf fremde Rechnung abgetretene Forderungen für ihre Gesellschafter
einzuziehen (Inkassodienstleistung), wobei diese weiterhin das volle wirtschaftliche Risiko der Beitreibbar-
keit ihrer Forderungen zu tragen haben (BGH WM 13, 1559 Rn 2 ff).

1. Werdende juristische Person. Juristische Personen entstehen in einem gestreckten Verfahren, das mit
dem Abschluss des Gesellschaftsvertrages – der Errichtung – beginnt und seine Vollendung mit der Eintra-
gung im Handelsregister erfährt. In der Phase zwischen Abschluss des Gesellschaftsvertrages und Eintra-
gung in das Handelregister existiert eine Vorgesellschaft (Vor-GmbH, Vor-AG, Vor-Gen), auf die als not-
wendige Vorstufe die Bestimmungen der mit der Eintragung entstehenden juristischen Person anzuwenden
sind (BGHZ 120, 103, 105 f = NJW 93, 459; BGHZ 117, 323, 326 = NJW 92, 1824). Die Vorgesellschaft ist
sowohl aktiv (BGH NJW-RR 04, 258; NJW 98, 1079 f) als auch passiv (BGHZ 79, 239, 241 = NJW 81, 873)
parteifähig. Die Vor-Gesellschaft bleibt auch nach Aufgabe der Eintragungsabsicht rechts- und parteifähig,
weil sie als Liquiditätsgesellschaft bis zur selbständigen Abwicklung oder, wenn die Gesellschafter sie weiter-
führen, als Personengesellschaft fortbesteht (BGH NJW 08, 2441, 2442 Rn 6). Die Rücknahme des Eintra-
gungsantrags berührt nicht die Rechtsfähigkeit der Vorgesellschaft, wenn die Gesellschafter in Anwendung
von §§ 60 ff GmbHG deren Liquidation betreiben (BGH NJW 08, 2441, 2442 Rn 6; 98, 1079 f; aA Köln BB
97, 1119). Führen indes die Gesellschafter den Gewerbetrieb nach Aufgabe des Eintragungsantrags weiter,
handelt es sich nicht mehr um eine nach dem Recht der einzutragenden Gesellschaft rechtsfähige Vorge-
sellschaft, sondern um einen (rechtsfähigen) Personenzusammenschluss, der entsprechend dem Gesell-
schaftszweck dem Recht der GbR oder OHG unterliegt (BGH NJW 98, 1079 f). Eine den Abschluss des Ge-
sellschaftsvertrages vorbereitende Personenvereinigung bildet eine von der erst mit dem Abschluss des
Gesellschaftsvertrages entstehenden Vorgesellschaft zu unterscheidende Vorgründungsgesellschaft, die als
GbR oder OHG rechtsfähig ist.

2. Untergang der juristischen Person. Die juristische Person endet nicht mit ihrer Auflösung, die von
den Gesellschaftern beschlossen oder in bestimmten Fällen gerichtlich angeordnet werden kann (vgl §§ 262
AktG, 60 GmbHG, 78 ff GenG, 131, 161 II HGB, 41, 49 II BGB), sondern tritt zunächst mit dem Zweck der
Abwicklung in das Liquidationsstadium. In dieser Phase bleibt die Gesellschaft rechts- und parteifähig
(BAG NJW 88, 2637; BGH WM 80, 1431). Tatsächlich verliert die Gesellschaft ihre weder durch die Eröff-
nung des Insolvenzverfahrens noch eine Registerlöschung tangierte Rechts- und Parteifähigkeit erst mit der
Vollbeendigung (BGH NJW 96, 2035; 95, 196; NZG 12, 916 Rn 27; Karlsr NJW 12, 2204, 2205). Sie ver-
wirklicht sich als Doppeltatbestand mit der Vermögenslosigkeit der aufgelösten Gesellschaft (BGHZ 94,
105, 108; 74, 212 f = NJW 79, 1592; BGH NJW 95, 196) und ihrer Löschung im jeweiligen Register (BGH
DB 10, 2719 Rn 22; Musielak/Weth Rn 18). Nach herkömmlicher Ansicht des BGH wird eine Klage unzu-
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lässig, falls die Gesellschaft im Laufe des Rechtsstreits (unstr) vermögenslos wird (BGHZ 74, 212 f = NJW
79, 1592; BGH NJW 82, 238; RR 11, 115 Rn 22). Dieser Grundsatz begegnet nicht zu Unrecht Bedenken,
weil bis zum Abschluss des schwebenden Prozesses eine Abwicklung nebst Vermögensverteilung und damit
eine Vollbeendigung gar nicht erfolgen darf (BAG NJW 82, 1831; Bork JZ 91, 848 ff). Ob diese Auffassung
noch der einheitlichen Auffassung des BGH entspricht, erscheint überdies ungesichert, weil nunmehr ent-
schieden wurde, dass der durch die Klageabweisung im konkreten Rechtsstreit begründete Kostenerstat-
tungsanspruch der Gesellschaft der Annahme ihrer Vermögenslosigkeit entgegensteht (BGHZ 159, 94, 101
= NJW 04, 2523f). Dessen ungeachtet scheitert die Parteifähigkeit der Gesellschaft in einem Aktivprozess
wegen der von ihr in Anspruch genommenen Forderung nicht an der Vermögenslosigkeit (BGH RR 11,
115 Rn 22; NZG 12, 916 Rn 27). Demgegenüber bleibt die Parteifähigkeit im Passivprozess bereits infolge
der bloßen Behauptung des Klägers erhalten, dass die Gesellschaft noch über Vermögenswerte verfügt
(BGH RR 11, 115 Rn 22; BGH DB 10, 2719 Rn 22; NZG 12, 916 Rn 27). Ebenso verhält es sich, wenn sich
umgekehrt die Gesellschaft in der Klägerrolle eines Vermögensrechts berühmt (BGHZ 48, 303, 307 = NJW
68, 297; BGHZ 75, 178, 182 f; BGH NJW-RR 91, 660). Ist der Anspruch der vermögenslosen Gesellschaft
nicht gegeben, wird ihre Klage als unbegründet und nicht etwa als unzulässig abgewiesen (BGH DB 59,
110). Trotz Vermögenslosigkeit verliert die Gesellschaft jedenfalls nicht ihre Parteifähigkeit, falls keine Zah-
lung begehrt, sondern gegen sie ein Anspruch auf Zeugniserteilung oder Feststellung der Unwirksamkeit ei-
ner Kündigung geltend gemacht wird (BAG NJW 82, 1831). Ferner kann sich nach Löschung und Voll-
beendigung, falls unbekannte Vermögensgegenstände auftauchen, bei der Gesellschaft ein nachträglicher
Abwicklungsbedarf (Nachtragsliquidation: §§ 264 II, 273 IV AktG, 66 V GmbHG) ergeben, der zum Wie-
deraufleben ihrer Parteifähigkeit führt (BGH MDR 95, 529; BGH, Urt v 29.9.11 – VII ZR 162/09 Rn 23).
Wird die Eröffnung des Insolvenzverfahrens abgelehnt, bleibt die Gesellschaft parteifähig, sofern sie gleich-
wohl über Vermögen verfügt (BGHZ 94, 105, 108; BAG NJW 88, 2637), zumal Masselosigkeit nicht mit
Vermögenslosigkeit gleichzusetzen ist (BGH NJW 95, 196). Entsprechendes gilt im Fall der Löschung einer
GmbH wegen Vermögenslosigkeit (§ 394 FamFG) bei Vorhandensein von Vermögensgegenständen (BGH
NJW 03, 2231 f). Ist eine GmbH infolge Vermögenslosigkeit und Löschung nicht mehr existent, bleibt eine
GmbH % Co KG, deren Komplementärin die untergegangene GmbH war, als KG in Liquidation ohne per-
sönlich haftenden Gesellschafter bestehen (BGH DB 2010, 2719 Rn 31). Die Parteifähigkeit einer nach eng-
lischem Recht gegründeten Limited endet mit ihrer Löschung im englischen Gesellschaftsregister. Eine von
der Gesellschaft nach ihrer Löschung eingelegte Berufung ist unzulässig (KG NJW 14, 2737).

3. Organstreitigkeiten. Als gesetzliche Vertreter der juristischen Person haben deren Organe keine Partei-
stellung. Ihnen wird verbreitet die Parteistellung zugebilligt, sofern sie eigenen Rechte gegen ein anderes
Organ oder die Gesellschaft verfolgen (Zö/Vollkommer Rn 25; Hommelhoff ZHR 143 (79), 305 ff; abl BGHZ
122, 342, 345). Eher dürfte sich in diesen Fällen eine Feststellungsklage des Gesellschafters anbieten, mit
der er die Rechtmäßigkeit des Organhandelns einer Überprüfung unterzieht (BGHZ 164, 249, 254 f, 258 f
= NJW 06, 374).

V. Nicht voll rechtsfähige, aber parteifähige Gesellschaften. 1. Handelsgesellschaften. Die OHG ist
zwar keine juristische Person, aber gem § 124 I HGB rechts- und parteifähig. Ein Gesellschafterwechsel
während des Prozesses ist ohne weiteres möglich. Im Prozess der OHG kann ein Gesellschafter sich als Ne-
benintervenient beteiligen. Ein nicht vertretungsberechtigter Gesellschafter kann als Zeuge, ein vertretungs-
berechtigter als Partei (§ 455) vernommen werden. Aus einem gegen die OHG erwirkten Titel kann nur in
ihr Vermögen, nicht auch das ihrer Gesellschafter vollstreckt werden (BGHZ 62, 131, 132 f = NJW 74, 750).
Ihre Auflösung berührt nicht die Rechtsfähigkeit der OHG, wobei die Liquidation Auswirkungen auf die
Vertretungsverhältnisse (§ 146 HGB) und den Fortgang des Prozesses (§§ 170 III, 241, 246: Aussetzung) ha-
ben kann. Erreicht die beklagte OHG während des Rechtsstreits das Stadium der Vollbeendigung, kann
der Kl die Sache für erledigt erklären oder im Wege des Parteiwechsels gegen die Gesellschafter vorgehen
(BGHZ 62, 131 = NJW 74, 750; BGH NJW 82, 238). Einen Aktivprozess der voll beendeten OHG können
die Gesellschafter gem § 265 als notwendige Streitgenossen mit dem Antrag fortsetzen, Leistung an den iRd
Auseinandersetzung berechtigten Gesellschafter zu erbringen. Für die KG gelten dieselben Rechtsgrundsätze
(§ 161 II HGB).

2. Gesellschaft bürgerlichen Rechts. Nach der Grundsatzentscheidung BGHZ 146, 341 = NJW 01, 1056
ist die GbR – entgegen früherem Verständnis – rechtsfähig, soweit sie durch Teilnahme am Rechtsverkehr
eigene Rechte und Pflichten begründet, und in diesem Rahmen im Zivilprozess aktiv und passiv partei-
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fähig (ebenso BGHZ 154, 88, 94; 151, 204, 206; NJW 06, 2191; 03, 1445 f). Falls sie im Außenrechtsverkehr
tätig wird, ist die GbR ohne Rücksicht auf ihre Größe, die Zahl der Gesellschafter, die Führung eines Na-
mens oder die Funktion als Unternehmensträger rechts- und parteifähig. Im Prozess ist nur die GbR Partei,
ein auf die Gesellschafter lautendes Rubrum ist entsprechend zu berichtigen (BGH NJW 03, 1043; BAG 07,
3739, 3740). Da allein die GbR Partei ist, sind die Gesellschafter keine Streitgenossen, können freilich auf-
grund ihrer persönlichen Haftung zugleich neben der GbR verklagt werden (vgl BGHZ 146, 341, 357 =
NJW 01, 1056, 1060). Die GbR ist, ohne dass bei zweifelsfreier Identifizierbarkeit Ungenauigkeiten schaden,
im Aktiv- und Passivprozess unter ihrem Namen (»Sommerresidenz GbR«) und (möglichst § 130) dem
Hinweis auf ihre Vertretungsverhältnisse zu kennzeichnen. Hat sie keinen Namen, ist sie mit Hilfe der Na-
men ihrer Gesellschafter (»GbR bestehend aus Müller, Maier« oder »Müller, Maier in GbR«) zu individuali-
sieren; dabei ist die Klarstellung ratsam, dass die GbR und nicht ihre Gesellschafter Partei sind (K. Schmidt
NJW 01, 993, 999; Wieser MDR 01, 421; vgl BAG NJW 07, 3739, 3740). Ohne Bedeutung für die Partei-
fähigkeit ist ein im Laufe des Rechtsstreits eingetretener Gesellschafterwechsel. Unproblematisch ist ein
Rechtsstreit zwischen dem Gesellschafter und der GbR möglich. Auch wenn der GbR Rechtsfähigkeit zu-
kommt, kann ein Gläubiger an ihrer Stelle die Gesellschafter gesamtschuldnerisch verklagen (BGH NJW
07, 2257). Eine Arbeitsgemeinschaft nach § 44b SGB II ist in Anlehnung an diese Grundsätze im Zivilpro-
zess rechts- und parteifähig (BGH VersR 2010, 346 Rn 10). Die Zwangsvollstreckung kann aus dem gegen
die GbR oder sämtliche Gesellschafter ergangenen Urt in das Gesellschaftsvermögen betrieben werden
(BGHZ 146, 341, 356 = NJW 01, 1056, 1060; BGH NJW 06, 2191; 04, 3632, 3634). Handelt es sich tatsäch-
lich um die Klage einer nicht parteifähigen Innengesellschaft, hat derjenige die Kosten der als unzulässig
abzuweisenden Klage zu tragen, der den Prozess als Vertreter angestoßen hat (BGHZ 146, 341, 357 = NJW
01, 1056, 1060). http://www.juris.de/jportal/portal/t/2oaq/page/jurisw.psml?doc.hl=1&doc.id=JURE130012
975&documentnumber=2&numberofresults=1291&showdoccase=1&doc.part=L&paramfromHL=true – rd_1

3. Weitere Gesellschaften. Die Reederei ist parteifähig (§ 489 HGB; BGH MDR 60, 665). Entsprechendes
gilt für PartnerG (§§ 7 II PartGG, 124 HGB; BFH NJW 99, 2062), die als eigenständige Gesellschaftsform
den Zusammenschluss von Freiberuflern ermöglicht.

VI. Ausländische Gesellschaften. 1. Europäische Vereinigungen und Gesellschaften. In nationales Recht
transformierte EU-Richtlinien schaffen die Möglichkeit, europaweit gleichen Rechtsgrundlagen unterlie-
gende Gesellschaften zu bilden. Die Europäische wirtschaftliche Interessenvereinigung (EWIV), die frei-
beruflich, nicht gewerblich tätigen, mindestens zwei Mitgliedsstaaten angehörenden Personen offensteht,
gilt als Handelsgesellschaft (§ 1 Hs 2 EWIV-AG). Sie ist folglich (§ 124 HGB) aktiv und passiv parteifähig.
Ferner sind die Europäische Gesellschaft (SE) (SEEG v 22.12.04, BGBl I, 3675) und die Europäische Ge-
nossenschaft (SCE) (SCEAG v 14.8.06, BGBl I, 1911) parteifähig.

2. Gesellschaften aus EU-Mitgliedsstaaten. Die nach deutschen IPR maßgebliche Sitztheorie knüpft im
Unterschied zur Gründungstheorie, die auf die Rechtsordnung am Ort der Gründung abstellt, für die Be-
urteilung der Rechts- und Parteifähigkeit an die Rechtsordnung an, wo die Gesellschaft tatsächlich ihren
Verwaltungssitz unterhält. Danach verliert eine im Ausland wirksam gegründete Gesellschaft im Falle ihrer
Sitzverlegung ins Inland ihre Rechts- und Parteifähigkeit und bedarf zu deren (Wieder-)Erwerb einer Neu-
gründung nach Maßgabe des Inlandsrechts (BGHZ 97, 269 = NJW 86, 2194). Da der EuGH (NJW 03, 3331
– Inspire Art; 02, 3614 – Überseering) die Rechtsfolgen der Sitztheorie als mit der Niederlassungsfreiheit
unvereinbar erachtet, ist sie jedenfalls für den Bereich des EU-Auslands obsolet. In Umsetzung der EuGH-
Rechtsprechung behalten im EU-Ausland wirksam gegründete Gesellschaften auch nach einer Sitzver-
legung ins Inland ihre Rechts- und Parteifähigkeit (BGHZ 154, 185 = NJW 03, 1461: Niederländische »BV«;
BGH NJW 05, 1648: Englische »Ltd«; NJW-RR 04, 1618: US-Amerikanische »InC«). Diese Grundsätze gel-
ten infolge des EWR-Abkommens auch für Gesellschaften der EFTA-Staaten Island, Norwegen und Liech-
tenstein (BGHZ 164, 148 = NJW 05, 3351). Eine gelöschte Aktiengesellschaft liechtensteinischen Rechts
bleibt für die Verfolgung vermögenswerter Ansprüche parteifähig, benötigt allerdings als gesetzlichen Ver-
treter einen vom zuständigen liechtensteinischen Gericht zu bestellenden Beistand (Karlsr WM 13, 1276,
1277).

3. Zweiseitige Abkommen. Vorrang ggü einer Anknüpfung nach dem IPR genießen zwischenstaatliche
Abkommen (vgl PWW/Brödermann/Wegen Rn 36 f vor Art 27 EGBGB; MüKoBGB/Kindler IntGesR
Rn 308). Im Verhältnis zu den Vereinigten Staaten ist eine dort wirksam gegründete und noch bestehende
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Kapitalgesellschaft im Inland gleichgültig, wo sich ihr tatsächlicher Verwaltungssitz befindet, rechtsfähig.
Dies gilt auch dann, wenn in den Vereinigten Staaten keine nennenswerte Geschäftstätigkeit mehr entfaltet
wird (BGHZ 153, 353 = NJW 03, 1607; BGHZ 159, 94, 100 = NJW 04, 2523 f; BGH NJW-RR 04, 1618; BB
04, 2595).

4. Drittstaaten. Sofern es um die Rechts- und Parteifähigkeit außerhalb von EU und EFTA gegründeter
Gesellschaften – die Isle of Man und die Kanalinseln gehören wohlbemerkt nicht zum EU-Bereich – geht
und zwischenstaatliche Abkommen mit dem Gründungsstaat nicht getroffen sind, dürfte weiter die Sitz-
theorie und nicht die Gründungstheorie einschlägig sein (Kindler NJW 03, 1079, ders BB 03, 812; aA Eiden-
müller ZIP 02, 2231, 2244). Freilich ist die weitere Entwicklung in der Rechtsprechung offen. Die Proble-
matik ist jedoch weitgehend entschärft, weil eine nach einer Auslandsgründung ins Inland verlegte und
darum laut Sitztheorie nach ihrem Gründungsrecht nicht weiter rechts- und parteifähige Gesellschaft infol-
ge ihrer Inlandsaktivitäten regelmäßig als GbR anzusehen ist, die rechtsfähig sowie aktiv und passiv partei-
fähig ist (BGHZ 151, 204 = NJW 02, 3539).

D. Parteifähigkeit von Verbänden und Vereinigungen. I. Nichtrechtsfähiger Verein. Die Unterschei-
dung zwischen dem eingetragenen, rechtsfähigen Verein (§§ 21, 55 BGB) und dem nicht eingetragenen
nichtrechtsfähigen Verein (§ 54 S 1 BGB) fand ihre Fortsetzung idF des früheren § 50 II, der den letzt-
genannten Vereinigungen lediglich die passive Parteifähigkeit zuerkannte. Durch die zum 30.9.09 in Kraft
getretene Neufassung des § 50 II wird dem nichtrechtsfähigen Verein ausdrücklich auch die aktive Partei-
fähigkeit zugebilligt. Der Ausschluss der aktiven Parteifähigkeit (vgl noch BGHZ 109, 15 = NJW 90, 186)
war schon zuvor durch die Rechtsentwicklung überholt. Den als nicht rechtsfähige Vereine organisierten
Gewerkschaften, denen § 10 ArbGG in Arbeitsgerichtsverfahren die volle Parteifähigkeit verleiht, wurde
bereits seit dem Jahre 1968 auch in Zivilverfahren die allgemeine aktive Parteifähigkeit zugebilligt (BGHZ
50, 325 = NJW 68, 1830; BGHZ 109, 15, 17 = NJW 90, 186). Nachdem die aktive und passive Parteifähig-
keit der GbR außer Zweifel stand (BGHZ 146, 341 = NJW 01, 1056) und § 54 S 1 BGB auf das Recht der
GbR verweist, konnte auch nach dem früheren Gesetzeswortlaut dem nichtrechtsfähigen Verein die aktive
Parteifähigkeit nicht weiter vorenthalten werden (BGH NJW 08, 69, 74). Wie ein rechtsfähiger setzt auch
ein nichtrechtsfähiger Verein eine körperschaftliche Struktur, die Unabhängigkeit vom Mitgliederwechsel,
einen Gesamtnamen und eine längere Dauer voraus. Damit sind auch als nichtrechtsfähiger Verein geführte
Unterorganisationen rechtsfähiger und nichtrechtsfähiger Vereine (Landesverband einer Gewerkschaft,
Ortsverband einer Partei, Tennis- oder Ruderabteilung eines Sportvereins) uneingeschränkt parteifähig. Ei-
ne rechtlich selbständige Unterabteilung eines Hauptverbandes ist gegeben, sofern sie in wirtschaftlicher
Selbständigkeit auf Dauer nach außen unter einem eigenen Namen Aufgaben durch eine eigene Organisati-
on – Vorstand und Mitgliederversammlung – wahrnimmt. Es reicht aus, wenn die Untergliederung auf die
Satzung des Hauptverbandes Bezug nimmt (BGHZ 90, 331 = NJW 84, 2223).

II. Wohnungseigentümergemeinschaft. Abweichend von der früheren Rechtsprechung wird die Woh-
nungseigentümergemeinschaft zwischenzeitlich als rechts- und parteifähig angesehen, soweit sie bei der
Verwaltung des gemeinschaftlichen Eigentums am Rechtsverkehr teilnimmt, also das Verwaltungsver-
mögen betreffende Forderungen und Verbindlichkeiten im Streit stehen. Die Rechtsfähigkeit ist sowohl im
Verhältnis zu außenstehenden Dritten als auch im Innenverhältnis zu den Wohnungseigentümern gegeben
(BGHZ 163, 154, 177 f = NJW 05, 2061; 172, 42 = NJW 07, 1952; 172, 63, 69 = NJW 07, 1957), sofern etwa
Beitragszahlung (BGH NJW 06, 2187 Tz 11; München NJW-RR 05, 1326) oder Schadensersatz (München
NJW 06, 1293) verlangt wird. Die Gemeinschaft kann auch Ansprüche wegen Mängeln an der Bausubstanz
des Gemeinschaftseigentums verfolgen (BGHZ 172, 63, 70 = NJW 07, 1957). Die Gemeinschaft kann in
diesen Fällen ohne Rücksicht auf den Mitgliederbestand klagen und verklagt werden. Die Gemeinschaft ist
unter Angabe des gemeinschaftlichen Grundstücks (»Wohnungseigentümergemeinschaft X-Straße, vertre-
ten durch den Verwalter Y«) – ohne die Notwendigkeit der Benennung der Miteigentümer – zu kennzeich-
nen. Das Verwaltungsvermögen umfasst nicht das Gemeinschaftseigentum und das Sondereigentum
(BGHZ 163, 154, 177). Ansprüche auf Abwehr von Störungen sind darum von den Eigentümern zu verfol-
gen, es sei denn, die Gemeinschaft wurde – was auch bei sonstigen den Eigentümern zustehenden Ansprü-
chen wegen Mängeln des Sondereigentums (BGHZ 172, 42 = NJW 07, 1952) und aus einer hierfür erteilten
Gewährleistungsbürgeschaft (BGHZ 172, 63, 71 = NJW 07, 1957) möglich ist – durch einen Beschl der Ei-
gentümer dazu ermächtigt (BGH NJW 06, 2187 Tz 12). Gegen die Gemeinschaft gerichtete Klagen können
dem Verwalter zugestellt werden (§§ 27 II Nr 3 WEG, 170 I 1). Anfechtungsklagen gegen Beschlüsse sind
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unter den Mitgliedern auszutragen (BGHZ 163, 154, 177 f). Die gewillkürte Prozessstandschaft für einen
klageberechtigten Wohnungseigentümer ist auch bei der Beschlussanfechtungsklage möglich (BGH NJW-
RR 2012, 1359). Werden vor Anerkennung der Teilrechts- und Parteifähigkeit der Wohnungseigentümer-
gemeinschaft die Wohnungseigentümer gesamtschuldnerisch auf Werklohn wegen Arbeiten am Gemein-
schaftseigentum in Anspruch genommen, kann nicht allein wegen der Änderung der Rechtsprechung das
Rubrum dahin berichtigt werden, dass die Wohnungseigentümergemeinschaft verklagt ist. Es ist ein Partei-
wechsel notwendig (BGH NJW 2011, 1453).

III. Politische Parteien. Die regelmäßig als nicht rechtsfähiger Verein geführten politischen Parteien sind
gem § 3 S 1 PartG in allen gerichtlichen Verfahren gleich welchen Gerichtszweiges aktiv und passiv partei-
fähig (Zweibr NJW-RR 00, 749 f; Kempfler NJW 00, 3763). Dies gilt nach § 3 S 2 PartG auch für die Ge-
bietsverbände der obersten Stufe. Die örtlichen Unterorganisationen sind nach den für nichtrechtsfähige
Vereine geltenden Grundsätzen gleichfalls aktiv und passiv parteifähig. Fraktionen des Bundestages und
der Landtage sind uneingeschränkt parteifähig (Stuttg NJW-RR 04, 619; LG Bremen NJW-RR 92, 447).

E. Nicht parteifähige Gebilde. I. Innengesellschaft. Im Unterschied zur Außen-GbR (BGHZ 146, 341 =
NJW 01, 1046; BAG NJW 07, 3739, 3740) ist eine Innengesellschaft weder aktiv noch passiv parteifähig.
Charakteristika einer Innengesellschaft sind die Nichtteilnahme am Rechtsverkehr und der damit einher-
gehende Verzicht auf die Bildung von Gesamthandsvermögen (PWW/v. Ditfurth § 705 Rn 34; Mü-
KoBGB/Ulmer § 705 Rn 275). Bei der Verfolgung von Ansprüchen einer Innengesellschaft bedarf es einer
Klage aller Gesellschafter, während Verbindlichkeiten der Gesellschaft durch eine Klage gegen alle Gesell-
schafter durchzusetzen sind (§ 62 I Alt 2; BGHZ 131, 376, 279 = NJW 96, 1060; BGH NJW 02, 291 f). Die
Zwangsvollstreckung in das Gesellschaftsvermögen erfordert ein gegen sämtliche Gesellschafter ergangenes
Urt (§ 736). Als reine Innengesellschaft ist die stille Gesellschaft (§§ 230 ff HGB) nicht parteifähig.

II. Gemeinschaften. Schlichte Bruchteilsgemeinschaften (§§ 741 ff BGB) sind nicht rechts- und partei-
fähig (MüKoBGB/K. Schmidt § 741 Rn 3). Ebenso verhält es sich für die ohnehin nicht auf Dauer angelegte
Erbengemeinschaft (BGH NJW 06, 3715). Der Nachlass als solcher kann nicht Partei sein. Nicht rechts-
und parteifähig ist ferner die Gütergemeinschaft. Auch die Insolvenzmasse ist kein selbständiges Sonder-
vermögen mit eigener Rechtspersönlichkeit (BGHZ 88, 331, 335). Falls sich eine Gemeinschaft eine korpo-
rative Verfassung gibt, kann eine Partei- und Rechtsfähigkeit erwogen werden (BGHZ 25, 311, 313 = NJW
57, 1800).

III. Firma. Der Kaufmann kann unter seiner Firma klagen und verklagt werden (§ 17 HGB). Träger der
geltend gemachten Rechte und Verbindlichkeiten ist aber nicht die Firma, sondern stets, wer im Zeitpunkt
der Rechtshängigkeit des prozessualen Anspruchs Inhaber der Firma ist. Erlischt die Firma während des
Prozesses oder wird sie veräußert, bleibt der Inhaber unter seinem bürgerlichen Namen Partei. Das gegen
einen Kaufmann unter seiner Firma erwirkte Urt ist in sein gesamtes Vermögen vollstreckbar. Träger einer
Zweigniederlassung ist der Träger des Gesamtunternehmens; als bloßer Bestandteil dieses Unternehmens
ist sie selbst nicht parteifähig. Der Unternehmensträger kann unter der Firma der Zweigniederlassung kla-
gen und verklagt werden (BGHZ 4, 62, 65).

F. Prozessführungsbefugnis. I. Begriff. Die Prozessführungsbefugnis ist streng von den Begriffen der Ak-
tiv- und Passivlegitimation zu trennen. Die im materiellen Recht angesiedelte und die Begründetheit der
Klage betreffende Sachlegitimation besagt, dass der Gläubiger einer Forderung aktiv und der Schuldner der
Forderung passiv legitimiert ist. Ist nicht der Kl, sondern ein Dritter Gläubiger der eingeklagten Forderung,
wird die Klage mangels Aktivlegitimation als unbegründet abgewiesen. Ebenso wird eine Klage wegen feh-
lender Passivlegitimation als unbegründet abgewiesen, wenn der Kl zwar Gläubiger, nicht aber der Beklagte,
sondern ein Dritter Forderungsschuldner ist. Die Prozessführungsbefugnis ist unproblematisch stets gege-
ben, wenn der Kl nach seinem Vorbringen ein in seiner Person begründetes eigenes Recht verfolgt. Der for-
melle Parteibegriff setzt den Kl jedoch auch in den Stand, ein fremdes Recht zum Gegenstand eines von
ihm geführten Rechtsstreits zu machen. Da sich der Kl nicht nach eigenem Gutdünken zum Sachwalter
fremder Interessen aufwerfen darf, ist in einem solchen Fall die Prozessführungsbefugnis als Gegenstück
zur materiellrechtlichen Verfügungsbefugnis an besondere Voraussetzungen geknüpft. Unter der Prozess-
führungsbefugnis ist die Befugnis zu verstehen, ohne eigene materiellrechtliche Beziehung über das be-
hauptete streitige fremde Recht als richtige Partei einen Prozess im eigenen Namen führen zu dürfen. Die
Geltendmachung fremder Rechte wird als Prozessstandschaft bezeichnet: Beruht sie auf gesetzlicher Anord-
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nung, handelt es sich um eine gesetzliche Prozessstandschaft, fußt sie auf einer Ermächtigung des Rechts-
inhabers, liegt eine gewillkürte Prozessstandschaft vor. Die Prozessführungsbefugnis ist eine vAw zu prü-
fende Sachurteilsvoraussetzung, die spätestens zum Schluss der letzten mündlichen Verhandlung gegeben
sein muss und deren Fehlen zur Abweisung der Klage als unzulässig führt (BGHZ 131, 90 f; 100, 217, 219;
99, 344, 347). Die Prozessführungsbefugnis ist keine Prozesshandlungsvoraussetzung (BGHZ 31, 279 f);
freilich wirken Prozesshandlungen einer nicht berechtigten Partei nicht zum Nachteil der tatsächlich pro-
zessführungsbefugten Partei.

II. Gesetzliche Prozessstandschaft. 1. Prozessrechtliche Ermächtigung. Veräußert der Kl die streitbefan-
gene Sache oder tritt er die Klageforderung nach Rechtshängigkeit ab, verliert er zwar die Aktivlegitimati-
on, ist aber gem § 265 berechtigt, in Prozessführungsbefugnis des Erwerbers bzw Zessionars den Rechts-
streit fortzusetzen. Zur Vermeidung einer Klageabweisung ist der Antrag auf Leistung an den nunmehr
Berechtigten umzustellen (BGHZ 158, 295, 304 = NJW 04, 2152, 2154). Auch in den – nach Rechtshängig-
keit verwirklichten – Fällen der Bestellung eines Nießbrauchs an dem streitbefangenen Gegenstand, seiner
Verpfändung sowie der Pfändung und Überweisung der eingeklagten Forderung durch einen Gläubiger
des Klägers führt dieser den Rechtsstreit für den Gläubiger mit der Maßgabe fort, dass der Antrag auf Leis-
tung an den Gläubiger lautet (BGH NJW 86, 3206). § 265 ist bei einem Übergang gesetzlichen Unterhalts-
forderungen (§ 94 I SGB XII) einschlägig (BGH NJW-RR 95, 1219). Nicht anwendbar ist die Bestimmung
bei einem Wechsel oder einer Beendigung der Prozessführungsbefugnis (BGHZ 155, 38, 40 ff = NJW-RR
03, 1419). Erfährt der Beklagte nach Rechtshängigkeit von einer bereits vor dem Prozess erfolgten Forde-
rungsabtretung (Situation des § 407 II BGB), kann er entweder mangels Sachlegitimation Abweisung der
Klage beantragen oder den Rechtsstreit mit dem Zedenten als Prozessstandschafter des Zessionars, dem die
Übernahme des Prozesse verwehrt ist, fortführen (R/S/G § 46 Rn 31 f).

2. Materiell-rechtliche Ermächtigung. Das durch §§ 1368, 1369 BGB begründete Revokationsrecht eines
Ehegatten, die Unwirksamkeit von Verfügungen des anderen Ehegatten (§ 1365: Vermögen im ganzen;
§ 1369: Haushaltsgegenstände) geltend zu machen, ist eine Erscheinungsform der gesetzlichen Prozess-
standschaft. Ebenso verhält es sich mit der Unterhaltsklage eines vertretungsberechtigten Elternteils für Un-
terhaltsansprüche des minderjährigen Kindes gegen den anderen Elternteil während des Getrenntlebens
oder der Anhängigkeit der Ehesache (§ 1629 III; BGH NJW 83, 2084). Endet die gesetzliche Verfahrens-
standschaft eines Elternteils mit Eintritt der Volljährigkeit des Kindes, so kann das Kind als Antragsteller
in das Verfahren nur im Wege des nicht der Zustimmung des Antragsgegners bedürftigen gewillkürten Be-
teiligtenwechsels eintreten (BGH NJW 13, 2595 Rn 7). Im Rahmen einer Gütergemeinschaft wird der Ehe-
gatte, der das Gesamtgut verwaltet, in allen das Gesamtgut betreffenden gerichtlichen Verfahren als Prozess-
standschafter tätig (§ 1422 BGB). Der nicht verwaltende Ehegatte ist in den Fällen der §§ 1428, 1429 S 2
zum Prozessstandschafter berufen. Der überlebende Ehegatte hat bei fortgesetzter Gütergemeinschaft für
das Gesamtgut Prozessführungsbefugnis (§ 1487 BGB). Bei einer Erbengemeinschaft ermächtigt § 2039
BGB den einzelnen Erben zur Geltendmachung von Nachlassansprüchen gegen Dritte (R/S/G § 46 Rn 25),
während die Bestimmung die Erhebung von Gestaltungsklagen nicht erfasst. Ansprüche einer Personenge-
sellschaft (GbR, OHG, KG) aus dem Gesellschaftsverhältnis (Sozialansprüche) können von einzelnen Ge-
sellschaftern zugunsten der Gesellschaft gegen Mitgesellschafter geltend gemacht werden (actio pro socio:
BGH NJW 01, 1210; 92, 1890, 1892; 85, 2830 f). Scheidet der Gesellschafter nach Rechtshängigkeit der
actio pro socio aus der Gesellschaft aus, wird die Klage ohne die Möglichkeit eines Rückgriffs auf § 265 un-
zulässig (Karlsr NJW 95, 1296 f). Ansprüche der Gesellschaft gegen Dritte können von einzelnen Gesell-
schaftern durchgesetzt werden, wenn ein Gesellschafter unter Zurückstellung von Gesellschaftsinteressen in
bewusstem Zusammenwirken mit dem Schuldner seine Beteiligung an der Geltendmachung der Gesell-
schaftsforderung verweigert (BGHZ 102, 152, 155 = NJW 88, 558 f; BGHZ 17, 340, 346 f = NJW 55, 1393 f;
Saarbr OLGR 01, 90) oder ein Gesellschafter die Einziehung einer Forderung aus gesellschaftswidrigen
Gründen ablehnt und der verklagte Schuldner an dem gesellschaftswidrigen Verhalten beteiligt ist (BGHZ
102, 152, 155 = NJW 88, 558 f; BGHZ 39, 14, 17 = NJW 63, 641, 643; DB 08, 1620, 1622 Rn 37; Saarbr
OLGR 01, 90; St/J/Bork vor § 50 Rn 37a). Diese Voraussetzungen müssen positiv feststehen; lediglich erheb-
liche Anhaltspunkte für ihr Eingreifen genügen nicht (BGH DB 08, 1620, 1622 f Rn 38). Schließlich kann
ein Gesellschafter aufgrund einer Notgeschäftsführung (analog § 744 II BGB) zum Forderungseinzug be-
rechtigt sein (BGH DB 08, 1620, 1622 Rn 36; Saarbr OLGR 01, 90). Die unmittelbar auf § 744 II BGB ge-
stützte Notprozessführung eines einzelnen Bruchteilsberechtigten (§§ 741 ff BGB) ist ein Fall der Prozess-
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standschaft (BGHZ 110, 220, 224 = NJW 90, 1106; BGHZ 94, 117, 120 f = NJW 85, 1826). Der aus § 432 I
2 BGB vorgehende Mitgläubiger einer unteilbaren Leistung und der kraft § 1011 BGB Eigentümerrechte
verfolgende Miteigentümer sind gesetzliche Prozessstandschafter (BGHZ 79, 245, 247 = NJW 81, 1079;
BGH NJW 85, 2825; St/J/Bork Rn 37; aA Zö/Vollkommer Rn 26). Die Verfolgung von Urheberrechten durch
Verwertungsgesellschaften (Gema, §§ 27 I 2 UrhG, 1, 6 WahrnG) und die Schutzklage des Verlegers ano-
nymer Werke für den Urherber (§ 10 II 2 UrhG) vollziehen sich auf der Grundlage einer gesetzlichen Pro-
zessstandschaft. Bei der Überweisung einer gepfändeten Forderung (§ 835) ist streitig, ob der Pfändungs-
gläubiger als Prozessstandschafter oder – was wohl vorzuziehen ist – ähnl wie Nießbraucher und
vertraglicher Pfandgläubiger aufgrund einer ihm durch die Pfändung verliehenen materiellen Verfügungs-
macht die Forderung gegen den Drittschuldner verfolgen kann (St/J/Bork Rn 36). Der Vollstreckungs-
schuldner kann auf Leistung an den Gläubiger klagen (BGHZ 147, 225 = NJW 01, 2179).

3. Prozessführung kraft Amtes. Nach der herrschenden Amtstheorie üben Verwalter fremden Vermögens
als Inhaber eines privaten Amts die Verwaltungs- und Verfügungsbefugnis des Vermögensinhabers in eige-
nem Namen und aus eigenem Recht und nicht als dessen Vertreter aus. Deshalb nimmt der Verwalter als
gesetzlicher Prozessstandschafter die Rechte in eigener Parteistellung unter Ausschluss des Rechtsinhabers
wahr (BGHZ 88, 331, 334 = NJW 84, 739; BGHZ 13, 203, 205 = NJW 54, 1036). Infolge einer gesetzlichen
Amtsstellung ist die Prozessführung dem Insolvenzverwalter (§ 80 InsO; BGHZ 127, 156 = NJW 94, 3232;
BGH ZInsO 13, 1146 Rn 11), im Fall des § 22 I InsO dem vorläufigen Insolvenzverwalter (nicht dem
»schwachen« vorläufigen Insolvenzverwalter nach § 22 II InsO), dem Zwangsverwalter (§ 152 ZVG; BGHZ
155, 38, 41 f = NJW-RR 03, 1419), dem Nachlassverwalter (§§ 1985 I, 1984 I 3 BGB), dem Testaments-
vollstrecker (§§ 2212, 2213 I 1 BGB) und dem Nießbrauchsverwalter (§ 1052 BGB) für Aktiv- und Passiv-
prozesse zugewiesen. Dem Rechtsträger ist hinsichtlich der dem Amtswalter übertragenen Vermögensmasse
die Prozessführungsbefugnis entzogen (BGHZ 79, 245, 248 = NJW 81, 1097). Die Prozessführungsbefugnis
des Schuldners, dessen Partei- und Prozessfähigkeit ungeachtet des Insolvenzverfahrens erhalten bleibt
(BGH ZInsO 13, 1146 Rn 11), wird nicht beschnitten, falls ein Rechtsstreit von vornherein oder nach einer
Freigabe durch den Verwalter insolvenzfreies Vermögen betrifft (BGH ZInsO 13, 1146 Rn 12). Der Insol-
venzverwalter bleibt nach Aufhebung des Verfahrens für solche Vermögensgegenstände prozessführungs-
befugt, für die eine Nachtragsverteilung in Frage kommt (BGHZ 83, 102 = NJW 82, 1765). In der Person
des Insolvenzverwalters ist eine subjektive Klagehäufung gegeben, sofern er als Verwalter mehrerer Ver-
mögensmassen (KG und Komplementär-GmbH) auftritt. Falls Sicherungsgläubiger den Insolvenzverwalter
zur Forderungseinziehung ermächtigen, kann seine Prozessführungsbefugnis aus einer gewillkürten Pro-
zessstandschaft herrühren (BGH WM 03, 496 f). Ausnahmsweise ist der Testamentsvollstrecker, der selbst
als Nachlassschuldner in Anspruch genommen wird, wegen des Verbots eine Insichprozesses von der an
den Erben zurückfallenden Prozessführung ausgeschlossen (BGH MDR 03, 284). Passivprozesse können
sowohl gegen den Testamentsverwalter als auch gegen den Erben als auch gegen beide (§ 2213 BGB) ge-
führt werden (BGHZ 104, 1, 3 = NJW 88, 1390); Pflichtteilsansprüche können nur gegen den Erben
verfolgt werden (BGHZ 51, 125, 129 = NJW 69, 424). Ein Testamentsvollstrecker kann weder im Wege der
gewillkürten noch der gesetzlichen Prozessstandschaft vorgehen, wenn für das von ihm verfolgte, im
Grundbuch eingetragene subjektiv-persönliche Vorkaufsrecht eine Übertragbarkeit o.ä. aus dem Grund-
buch nicht ersichtlich ist (Celle RR 12, 1101). Die Prozessführungsbefugnis des Zwangsverwalters wird
durch eine Aufhebung der Verwaltung nach Rechtshängigkeit nicht berührt (BGHZ 155, 38, 41 f; BGH
NJW-RR 93, 442 f; 90, 1213 f; anders vor Rechtshängigkeit: BGH MDR 05, 1306). Wird die Zwangsverwal-
tung nach Rechtshängigkeit wegen Antragsrücknahme aufgehoben, entfällt hingegen die Prozessführungs-
befugnis des Zwangsverwalters, sofern das Versteigerungsgericht in dem Aufhebungsbeschluss nichts ande-
res bestimmt (BGHZ 155, 38). Wird ein Zwangsverwaltungsverfahren nicht wegen Antragsrücknahme
(§ 161 IV, § 29 ZVG) oder der vollständigen Befriedigung des Gläubigers (§ 161 II ZVG) aufgehoben, son-
dern weil das Grundstück in der Zwangsversteigerung zugeschlagen wurde, ist der Zwangsverwalter auch
ohne entsprechende Ermächtigung im Aufhebungsbeschluss befugt, wegen Nutzungen aus der Zeit vor der
Zuschlagserteilung Klage zu erheben, sofern der die Zwangsverwaltung betreibende Gläubiger im Zeitpunkt
des Wirksamwerdens des Zuschlagsbeschlusses noch nicht vollständig befriedigt ist (BGH NJW 10, 3033).

4. Rechtsstellung des gesetzlichen Prozessstandschafters. Der Prozessstandschafter ist als Partei des
Rechtsstreits mit allen prozessualen Befugnissen Herr des Verfahrens. Die gesetzliche Prozessstandschaft ist
sowohl in Aktiv- als auch in Passivprozessen anerkannt, etwa bei Klagen gegen die Partei kraft Amtes, den
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Verwalter des gemeinschaftlichen Vermögens (§ 1422 BGB) oder eines Sondervermögens (§ 1984 I 3 BGB).
Der Rechtsträger ist Dritter und kann daher als Zeuge fungieren (BGH NJW-RR 88, 126 f). Streitig ist, in-
wiefern die Rechtskraft eines gegen den Prozessstandschafter ergangenen Urteils auch gegen den Rechts-
inhaber wirkt. Bei der Veräußerung der streitbefangenen Sache (§ 265) sieht § 325 I eine Rechtskrafterstre-
ckung auf den Rechtsnachfolger ausdrücklich vor. Wurde eine Forderung bereits vor Rechtshängigkeit
abgetreten, gilt die Urteilswirkung des § 407 II BGB. Ansonsten ist eine Rechtskrafterstreckung auch auf
den Rechtsträger anzunehmen, wenn dem Prozessstandschafter die alleinige Prozessführungsbefugnis unter
Ausschluss des Rechtsinhabers zugewiesen ist wie in den Fällen der Partei kraft Amtes (Insolvenzverwalter,
Nachlassverwalter, Testamentsvollstrecker: BGHZ 88, 331, 334 = NJW 84, 739; BGHZ 79, 245, 248 = NJW
81, 1097). Ist hingegen neben dem Prozessstandschafter auch der Rechtsträger selbst weiter prozessfüh-
rungsbefugt, wirkt die Rechtskraft nicht gegen ihn (BGHZ 79, 245, 248 = NJW 81, 1097). Dies gilt etwa in
den Fällen der §§ 432, 744 II und 1011 BGB. Die Klage eines einzelnen Miterben aus § 2039 BGB auf Leis-
tung an alle Erben löst keine Rechtskrafterstreckung gegen die Erben aus (BGH WM 06, 1412 f), ebenso
die Gesellschafterklage nicht zu Lasten der anderen Gesellschafter. Erstreckt sich die Rechtskraft auf den
Rechtsinhaber, steht einer von ihm erhobenen Klage die Einrede der Rechtshängigkeit entgegen, falls der
Prozessstandschafter vorher Klage erhoben hat (BGHZ 78, 1, 7 = NJW 80, 2463).

III. Gewillkürte Prozessstandschaft. Eine gewillkürte Prozessstandschaft – die Prozessführung im eigenen
Namen über einen fremden schuld- oder sachenrechtlichen Anspruch – basiert auf einer von dem Rechts-
träger dem Prozessstandschafter erteilten Ermächtigung (analog § 185 BGB) zur Prozessführung und be-
darf als weiterer Voraussetzung eines berechtigten Eigeninteresses des Ermächtigten zur Prozessführung.
Zulässig ist nur eine aktive, keine passive gewillkürte Prozessstandschaft (Zö/Vollkommer Vor § 50 Rn 43;
Musielak/Weth § 51 Rn 26; aA v. Zwoll 1993 S. 164 ff; unentschieden BGH NJW 83, 684). Unbedenklich
kann eine aktive Prozessstandschaft von Beklagtenseite etwa im Wege der Widerklage geführt werden. Eine
von dem Titelgläubiger erteilte isolierte Vollstreckungsstandschaft, den titulierten Anspruch im eigenen
Namen zu vollstrecken, scheitert an der Notwendigkeit einer Titelumschreibung nach § 727, die eine
Rechtsnachfolge voraussetzt (BGHZ 92, 347, 349 = NJW 85, 809; BGHZ 120, 386, 395 f = NJW 93, 1396).
Die Zulässigkeit einer gewillkürten Prozessstandschaft beurteilt sich bei einer Auslandsberührung nach
deutschem Prozessrecht (lex fori; BGHZ 125, 196, 199 = NJW 94, 2549).

1. Voraussetzungen. a) Ermächtigung. Es kann dahin stehen, ob die Ermächtigung als bürgerlich-recht-
liches Rechtsgeschäft (R/S/G § 46 Rn 33) oder mit der hM als Prozesshandlung (BGH NJW 89, 1933 f; St/
J/Bork Vor § 50 Rn 43) zu qualifizieren ist. Erteilung, (Fort-)Bestand und Willensmängel der Ermächtigung
bestimmen sich jedenfalls nach den bürgerlich-rechtlichen Wirksamkeitsvoraussetzungen (BGH NJW
00, 738 f). Die Erteilung kann – etwa bei identischem Gesellschafterbestand der klagenden und der er-
mächtigenden Gesellschaft (Ddorf NJW-RR 09, 1491, 1492) – konkludent erfolgen (BGH GRUR 08, 1108,
1112 Rn 52 f; NJW-RR 02, 1377 f; NJW 89, 1933 f), sich aber auch aus einer Vertragsauslegung (§§ 133,
157 BGB) ergeben: Die Abtretung eines Anspruchs auf Rückgewähr eines Grundstücks und die Auflassung
des betroffenen Grundstücks rechtfertigen die Geltendmachung der Eigentümerrechte durch den Erwerber
in gewillkürter Prozessstandschaft des Eigentümers (BGH 145, 383, 386 = NJW 01, 680); in der Übertra-
gung der Abwicklung von Gewährleistungsansprüchen aus der Errichtung eines gemeinsamen Hauses auf
den anderen Ehegatten liegt eine stillschweigende Ermächtigung (BGHZ 94, 117, 122 = NJW 85, 1826);
ebenso verhält es sich, wenn der Rechtsinhaber die Prozessführung ausdrücklich – etwa durch seine Anwe-
senheit vor Gericht – billigt (BGH NJW-RR 88, 127); wird der Gesellschafter, der Ansprüche der GbR ver-
folgt, vom Geschäftsführer der GbR anwaltlich vertreten, kann von einer Ermächtigung seitens der GbR
ausgegangen werden (BGH NJW-RR 02, 1377 f); ist der Geschäftsführer mit dem Kläger identisch, kann
§ 181 BGB entgegenstehen (Kobl NJW-RR 2014, 45); bei einer Sicherungsabtretung darf der Zedent auch
ohne ausdrückliche Ermächtigung auf Leistung an den Zessionar klagen (BGHZ 128, 371, 379). Regel-
mäßig darf der Leasingnehmer kaufrechtliche Gewährleistungsansprüche aus dem Beschaffungsvertrag als
gewillkürter Prozessstandschafter verfolgen. Die Befugnis endet, wenn der Ermächtigende die Forderung
abgetreten und die Abtretung offengelegt hat (BGH WM 14, 1050 Rn 12). Im Fall der Unwirksamkeit einer
Abtretung kommt eine Umdeutung in eine Ermächtigung in Betracht (BGH MDR 03, 145). Bei einer Ver-
bandsklage kann die Ermächtigung auf einer Satzungsregel in Verbindung mit einem dort vorgesehenen
Mehrheitsbeschluß der Mitglieder beruhen (BGH NZG 11, 1305 Rn 21). Die jederzeit widerrufliche (BGH
NJW 89, 1932 f; NJW-RR 86, 158; WM 14, 1050 Rn 8) Ermächtigung unterliegt nicht dem Anwaltszwang

PG | 7. Aufl Gehrlein | 249

Parteifähigkeit § 50 ZPO

38

39



(St/J/Bork Vor § 50 Rn 43) und kann bis zum Schluss der mündlichen Verhandlung (BGH NJW-RR 93,
670) – freilich ohne Rückwirkung auf den Zeitpunkt der Klageeinreichung (BGH NJW-RR 93, 670; NJW
58, 338 f; aA Zö/Vollkommer Vor § 50 Rn 45) – erteilt werden. Weder die Abtretung des Anspruchs durch
den Rechtsinhaber nach Rechtshängigkeit noch die Insolvenzeröffnung über das Vermögen des Prozess-
standschafters berührt die Gültigkeit der Ermächtigung (BGH NJW 89, 1932 f). Sie erlischt hingegen bei
Insolvenz des Rechtsinhabers (BGH NJW 00, 738 f). Die Ermächtigung endet nach §§ 168 S 1, 673 BGB
mit dem Tod des Prozessstandschafters und geht nicht auf dessen Erben über; der Rechtsinhaber tritt viel-
mehr im Wege gewillkürten Parteiwechsels in den Prozess ein (BGHZ 123, 132, 135 = NJW 93, 3073). Die
Ermächtigung muss sich auf einen bestimmten Anspruch, bei einer Globalzession eine Vielzahl bestimmter
Ansprüche (BGH NJW 95, 3186), beziehen, während eine Generalermächtigung für alle Rechtsstreitigkei-
ten einer bestimmten Art unwirksam ist (Köln WRP 85, 659; LG Berlin NJW-RR 93, 1234).

b) Übertragbarkeit der Prozessführungsbefugnis. Eine gewillkürte Prozessstandschaft scheidet bei der
Geltendmachung höchstpersönlicher Rechtsgüter aus (BGH NJW 83, 1559, 1561): Dazu gehören Schmer-
zensgeldansprüche (§ 253 BGB, BGH VersR 53, 498 f), Ansprüche wegen Verletzung des allgemeinen Per-
sönlichkeitsrechts (BGH NJW 69, 1110 f), Ansprüche aus einer beschränkt persönlichen Dienstbarkeit
(BGH NJW 64, 2296, 2297 f) und der Anspruch des Erfinders auf Erfinderbenennung (BGH GRUR 78,
583, 585). Nach dem Tod des Berechtigten sind die Erben nicht gehindert, wegen einer Beeinträchtigung
des Persönlichkeitsrechts einem Dritten die Prozessführung zu übertragen (BGHZ 107, 384, 388 f = NJW
90, 1987). Soll eine unberechtigte kommerzielle Namensverwertung unterbunden werden, kann der Na-
mensträger einem Dritten, dem er durch eine Lizenz die wirtschaftliche Verwertung seines Namens gestat-
tet hat, die prozessuale Wahrnehmung seiner Rechte überlassen (BGHZ 119, 237, 240 = NJW 93, 918,
919 f). Ansonsten ist eine Ermächtigung wirksam, wenn der geltend gemachte Anspruch abtretbar ist oder
zwar ein Abtretungsverbot besteht, aber das Recht zur Ausübung überlassen werden kann. Sinn und Zweck
eines Abtretungsverbots entscheiden, ob es auch eine Ausübungsüberlassung verbietet (BGHZ 56, 228,
236 = NJW 71, 1715; BGH NJW 99, 3707 f; NJW 92, 1881, 1883). Dient ein vertragliches Abtretungsverbot
der einheitlichen Abwicklung von Ansprüchen, darf es nicht durch eine gewillkürte Prozessstandschaft un-
terlaufen werden (BGH NJW 97, 3434 f). Umgekehrt steht ein Abtretungsverbot einer Ermächtigung nicht
entgegen, wenn sie durch die gebündelte Geltendmachung der Forderungen verschiedener Bauherren in
der Person des Verwalters von Wohnungseigentum dem Interesse des Schuldners an einer übersichtlichen
Gestaltung des Abrechnungsverkehrs dient (BGH NJW 92, 1881, 1883). Die Unabtretbarkeit von Unter-
haltsforderungen (§§ 400, 850b BGB) hindert nicht eine Klage in gewillkürter Prozessstandschaft, mit der
Unterhaltsleistung an den Berechtigten bzw seinen gesetzlichen Vertreter verlangt wird (BGH FamRZ 98,
357 f). Der Herausgabeanspruch aus § 985 BGB (BGH WM 95, 1855) und der Grundbuchberichtigungs-
anspruch aus § 894 BGB können in gewillkürter Prozessstandschaft verfolgt werden (BGH 145, 383, 386 =
NJW 01, 680; BGH NJW 02, 1038).

c) Offenlegung der Prozessstandschaft. Im Interesse der Gegenpartei hat der Prozessstandschafter die
Ermächtigung offenzulegen und mitzuteilen, wessen Rechte er einklagt (BGHZ 125, 196, 201 = NJW 94,
2549; BGHZ 94, 117, 122 = NJW 85, 1826; BGH NJW 99, 2110f; NZG 08, 711). Einer Offenlegung bedarf
es nicht, sofern allen Beteiligten bekannt ist, welches Recht eingeklagt wird (BGHZ 108, 52, 58 = NJW 89,
2751; 78, 1, 6 = NJW 80, 2461). Eine wichtige Durchbrechung des Offenlegungsrundsatzes gilt für die stille
Sicherungsabtretung, weil der Kl hier nach außen als Rechtsinhaber auftreten darf (BGH NJW 99, 2111;
78, 698 f). Offenbart der Kl die Abtretung nicht, lautet der Antrag auf Zahlung an sich selbst, während
nach einer (nicht gebotenen) Offenlegung Zahlung an den Zessionar zu verlangen ist (BGH NJW 89,
1932 f; NJW-RR 92, 61). Die gebotene Offenlegung kann im Laufe des Rechtsstreits nachgeholt werden,
wirkt dann aber – etwa im Blick auf die Verjährung – nicht auf den Zeitpunkt der Einreichung der Klage
zurück (BGH NJW 72, 1580; 78, 698 f; aA Zö/Vollkommer Vor § 50 Rn 47). Die erst im Rechtsstreit erteilte
Ermächtigung zur Geltendmachung einer fremden Forderung führt nicht zu einer rückwirkenden Verjäh-
rungshemmung ab Klageerhebung (Kobl ZMR 2012, 700).

d) Schutzwürdiges Interesse an Prozessführung. Neben der Ermächtigung erfordert eine gewillkürte Pro-
zessstandschaft ein eigenes schutzwürdiges Interesse an der Prozessführung im eigenen Namen, das auch
durch ein wirtschaftliches Interesse begründet werden kann (BGHZ 119, 237, 242 = NJW 93, 918; BGHZ
108, 52, 56 = NJW 89, 2750; BGHZ 100, 217 f = NJW 87, 2018; BGHZ 96, 151, 152 f = NJW 86, 850; BGH
GRUR 08, 1108, 1112 Rn 54). Ein schutzwürdiges Interesse ist gegeben, wenn die Entscheidung Einfluss
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auf die eigene Rechtslage des Prozessführungsbefugten hat (BGH NJW-RR 88, 127). Schutzwürdige wirt-
schaftliche Belange sind bei der Klage des Alleingesellschafters für die GmbH und der Konzernmutter für
die Konzerntochter berührt. Zuweilen wird vertreten, dass auch ein schutzwürdiges Interesse des Rechts-
inhabers (Ermächtigenden) an der Prozessführung zu verlangen ist (MüKoZPO/Lindacher Vor § 50 Rn 55;
Zö/Vollkommer Vor § 50 Rn 44). Dieses Merkmal wird aber in aller Regel mit dem Interesse des Klägers
korrespondieren. Interessen der Prozesswirtschaftlichkeit und der technischen Erleichterung der Prozess-
führung allein genügen nicht (BGH NJW 09, 1213, 1215 Rn 21).
Befürwortung eines schutzwürdigen Interesses. Klage des Zedenten bei einer Sicherungsabtretung (BGH
NJW 90, 1117); Klage des Sicherungsgebers auf Herausgabe sicherungsübereigneter Gegenstände (BGHZ
96, 182, 185 = NJW 86, 424) sowie auf Zahlung der Versicherungssumme bei Beschädigung oder Unter-
gang der Gegenstände (Nürnbg NJW 77, 1543); Klage auf Erfüllung einer abgetretenen Forderung durch
den Verkäufer dieser Forderung (BGH NJW 79, 924 f; 90, 1117); auf § 985 BGB gestützte Herausgabeklage
des Pächters der Sache (BGH NJW-RR 86, 158); Klage des Bauträgers aus an die Erwerber abgetretenen
Gewährleistungsansprüchen gegen die Bauhandwerker (BGHZ 70, 389, 394 = NJW 78, 1375; BGH NJW
03, 2231 f); Klage des Versicherungsnehmers nach Anspruchsübergang (§ 67 VVG) auf Versicherer (Köln
NJW-RR 94, 27); Klage des nicht verwaltenden Ehegatten iRd Gütergemeinschaft (St/J/Bork Vor § 50
Rn 54); Grundbuchberichtigungsklage des Verkäufers im Interesse des Käufers gegen eingetragenen Drit-
ten (BGH NJW 86, 1676); Grundbuchberichtigungsklage des Pflichtteilsberechtigten für den Erben (BGH
NJW-RR 88, 126 f); Geltendmachung eines Anspruchs der GbR durch einen (BGH NJW 88, 1585; NJW
99, 3707; NJW-RR 08, 1484 Rn 38; Saarbr OLGR 01, 90; vgl BGH NJW 95, 1352, 1355 zur stillen Gesell-
schaft) oder alle (KG GrundE 03, 356) Gesellschafter; Klage des herrschenden GmbH-Gesellschafters auf
Schadensersatzleistung an Gesellschaft (BGH NJW-RR 87, 57; NJW 65, 1962); Klage des GmbH-Gläubigers
gegen Gesellschafter auf Einlageleistung (Stuttg BB 02, 2086); Klage des Geschädigten aus einem dem Ver-
tragspartner des Beklagten wegen Drittschadensliquidation zustehenden Anspruch (BGHZ 25, 250, 259 f
= NJW 57, 1838; BGH NJW 81, 2640); Klage des einen Grundstücksmiteigentümers im Interesse auch des
anderen (BGH NJW 85, 2825); Kostenvorschussklage einzelner Wohnungseigentümer wegen Mängeln des
Gemeinschafts- und des gesamten Sondereigentums (BGHZ 100, 391, 392 f = NJW-RR 87, 1046); Klage ei-
ner Wohnungseigentümergemeinschaft wegen Mängeln des Gemeinschaftseigentums (BGH NJW 14,
3518 Rn 16) sowie des Sondereigentums (BGHZ 172, 42 = NJW 07, 1952) und aus einer hierfür erteilten
Gewährleistungsbürgschaft (BGHZ 172, 63 = NJW 07, 1957); Minderungs- und Schadensersatzverlangen
einzelner Wohnungseigentümern wegen das Sondereigentum beeinträchtigender Mängel des Gemein-
schaftseigentums (BGHZ 110, 258, 260 = NJW 90, 1663; BGHZ 114, 383, 387 = NJW 91, 2480); Klage des
(volljährig gewordenen) Kindes auf Auskehrung der im Auftrag der Mutter (§ 1629 III BGB) vom beklag-
ten Rechtsanwalt gegen den Vater beigetriebenen Unterhaltsbeträge (BGH NJW 91, 840); Rückermächti-
gung des Insolvenzverwalters an den Schuldner zwecks Verfolgung eines zur Masse gehörenden Rechts
(BGHZ 100, 217 f = NJW 87, 2018) oder an einen zur vorzugsweisen Befriedigung berechtigten Gläubiger
(BGHZ 125, 196, 203 = NJW 94, 2549), des Nachlassverwalters an den Erben zur Geltendmachung von
Nachlassansprüchen (BGHZ 38, 281, 283 = NJW 63, 297) sowie des Pfändungsgläubigers an den Gläubiger
zur Durchsetzung von dessen Forderung (BGH NJW 86, 423); Ermächtigung des Rechtsinhabers an den
Insolvenzverwalter, eine von dem Schuldner an einen Dritten abgetretene Forderung einzuziehen; ebenso
kann der Verwalter nach Aufgabe seines Einziehungsrechts durch den Rechtsinhaber zur Hinziehung er-
mächtigt werden (BGH NZI 08, 370); Ermächtigung einer Konzernmutter durch Konzerntochter; Bestehen
eines Verzichtsvertrages über gekennzeichnete Produkte zwischen Ermächtigenden und Ermächtigten
(BGH GRUR 08, 1108, 1112 Rn 54): Ermächtigung eines Dachverbands durch einen Landesverband zur
Verfolgung von Abwehransprüchen hinsichtlich einer auch von dem Dachverband geführten Bezeichnung
(BGH GRUR 08, 1108, 1112 Rn 55).
Ablehnung eines schutzwürdigen Interesses. Einer Ermächtigung ist die Anerkennung zu versagen, wenn
sie nur dazu dient, das Kostenrisiko zu Lasten des Gegners zu vermindern oder auszuschließen (BGHZ 35,
180, 183 = NJW 61, 1528; BGH NJW 89, 1932 f). Einer überschuldeten, vermögenslosen GmbH, die
keine Aussicht hat, die Geschäfte fortzuführen, fehlt in aller Regel das schutzwürdige eigene Interesse, abge-
tretene Forderungen nach Offenlegung der Abtretung im eigenen Namen und auf eigene Rechnung mit Er-
mächtigung des neuen Gläubigers zu dessen Gunsten einzuklagen, weil der Gegner seinen Kostenerstat-
tungsanspruch voraussichtlich nicht durchsetzen kann (BGHZ 96, 151 = NJW 86, 850; Saarbr NJW-RR 98,
1605). Ausnahmsweise besteht ein schutzwürdiges Interesse, wenn die Vermögenslosigkeit der klagenden

PG | 7. Aufl Gehrlein | 251

Parteifähigkeit § 50 ZPO

43

44




